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Verwaltungsgericht des Saarlandes

Beschluss

ln dem Verfahren

der Frau

- Antragstellerin *

Prozessbevollmächtigter:
Rechtsanwalt Peter koch, rkb-recht.de, Siegesstraße 2, 30161 Hannover

gegen

die Bundesre ublik Deutschland, vedreten durch den Vorstand der Deutschen

T

- Antragsgegnerin *

Weiter beteili
Frau

- Beigeladene -

beschlossen:

Der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung untersagt' der

Beigeladenen in der Beförderung$run de 202512026 auf der Beförderungsliste

wegen Beförderungen

hat die 2. Kammer des Venrvaltungsgerichts des Saarlandes in Saarlouis durch

den Vorsitzenden Richter am Vennrallungsgericht I den Richter am Verwal-

tungsgericht I und den Richter am verwaltungsgericnt I am

20. Januar 2026



!

,,DTAG-|ntern-nT" ein Amt der Besoldungsgruppe A 8 zu übertragen, bevor über

den Bewerbungsverfahrensanspruch der Antragstellerin unter Beachtung der

Rechtsauffassung des Gerichts erneut entschieden worden und im Falle einer für

sie negativen neuen Auswahlentscheidung nach deren Bekanntgabe an sie eine

Wartefrist von zwei Wochen abgelaufen ist.

Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragsgegnerin. Außergerichtliche Kosten

der Beigeladenen werden nicht erstattet.

Gründe

Das Rechtsschutzbegehren der Antragstellerin auf Erlass einer einstweiligen An-

ordnung zur Sicherung ihres Bewerbungsverfahrensanspruchs im Hinblick auf

die im Geschäftsbereich der Deutschen Telekom AG im Rahmen der Beförde-

rungsrunde 202512026 auf der Beförderungsliste ,,DTAG-intern-nT" beabsich-

tigte Beförderung der Beigeladenen in ein Amt der Besoldungsgruppe A 81 ist

zulässig und auch in der Sache begründet'

Gemäß S 123 Abs. 1 VwGO kann das Gericht auf Antrag auch schon vor Klage-

erhebung einstweilige Anordnungen in Bezug auf den Streitgegenstand treffen,

wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Veränderung des bestehenden Zu-

standes die Verwirklichung eines Rechts des jeweiligen Antragstellers2 vereitelt

oder erschwert werden könnte, Einstweilige Anordnungen sind auch zur Rege-

lung eines vorläufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zu-

lässig, wenn diese Regelung, vor allem bei dauernden Rechtsverhältnissen, zur

Abwendung wesentlicher Nachteile oder zur Verhinderung drohender Gewalt

oder aus anderen Gründen nötig erscheint. Voraussetzung hierfür ist demnach,

dass der Antragsteller gemäß $ 123 Abs. 3 VwGO i.V.m. $ 920 Abs' 2 ZPO ei-

nen Anordnungsgrund, d.h. die Dringlichkeit der Angelegenheit, sowie einen An-

ordnungsanspruch glaubhaft macht'

r Der (umfassendere) Antrag im Antragsschriftsatz vom 07.11.2025 wurde mit Schriftsatz des

prozessbevollmächtigten deiAntragsteäerin vom 05.12.2025 auf die Beigeladeno konkretisiert'
, puJ generische Maäkulinum soll d'er Verdichtung und besseren Lesbarkeit des Textes dienen.
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Die Antragstellerin hat sowohl das Vorliegen eines Anordnungsgrundes (hierzu

l.) als auch eines Anordnungsanspruchs (hierzu ll.) hinreichend glaubhaft ge-

macht.

t.

Ein Anordnungsgrund im dargelegten Sinne liegt hier vor, denn (u'a') der ausge-

wählten Beigeladenen soll ein Amt nach A I verleihen werden, während die An-

tragstellerin im Auswahlverfahren nicht zum Zuge gekommen ist. Würde daher

die Beförderung zu Gunsten der Beigeladenen vollzogen, könnte dies grundsätz-

lich nicht mehr rückgängig gemacht werden3, so dass ein Rechtsschutz in der

Hauptsache zu spät käme.

il.

Der Antragstellerin steht auch ein Anordnung$anspruch zur Seite, denn sie hat

in hinreichender Weise glaubhaft gemacht, dass die von der Antragsgegnerin be-

absichtigte vorrangige Beförderung der Beigeladenen zu ihrem Nachteil rechts-

fehlerhaft ist. lnsoweit ist maßgeblich, dass die an Art. 33 Abs. 2 GG zu mes-

sende Auswahlentscheidung nach dem Ergebnis der gebotenen vertieften

Rechtsprüfung im Rahmen des vorliegenden Verfahrens auf einer nicht tragfähi-

gen Grundlage zur Ermittlung der am besten geeigneten Bewerber beruht und

hierdurch der Bewerbungsverfahrensanspruch der Antragstellerin verletzt wird

(hiezu 1), Dabei erscheint es auch nach dem aktuellen Erkenntnisstand der

Kammer zumindest möglich, dass die Antragstellerin bei einer erneuten Auswahl-

entscheidung auf der Grundlage einer rechtmäßig erstellten dienstlichen Beurtei-

lung selbst zum Zuge kommen kann (hierzu 2.). Dies rechtfertigt den Erlass der

begehrten einstweiligen Anordnung nach $ 123 Abs. 1 VwGO'

1.

Die der Antragstellerin mit Schreiben der Antragsgegnerin vom 23.10.2025 zur

Kenntnis gebrachte Auswahlentscheidung, wonach die Antragstellerin * anders

als die Beigeladene * keine Beförderungsstelle für eine Beförderung in ein Amt

3 Vgl. BVerwG, Urteil vom 04'1 1.2010 * 2 C 16109 *, juris'
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der Besoldungsgruppe A B erhalten soll, verletzt den Bewerbungsverfahrensan-

spruch der Antragstellerin, denn die dieser Entscheidung zugrunde gelegte aktu-

ele diensliche Beurteilung der Antragstellerin vom 29.07 .2025 für den Zeitraum

vom 01 .0g.2022 bis 31 .0B.2O24leidet in mehrerlei Hinsicht unter Beurteilungs-

fehlern.

Die Entscheidung, welcher Beamter befördert wird, hat sich nach der verfas-

sungsrechtlichen Vorgabe des Art. 33 Abs. 2 GG zu richten, der es insbesondere

gebietet, die Auslese zwischen konkurrierenden Beamten nach Eignung, Befähi-

gung und fachlicher Leistung vorzunehmen, und zwischen danach im wesentli-

chen gleich geeigneten Beamten nach Maßgabe sachgerechter Ermessenser-

wägungen zu befinden. Der Bewerber um ein öffentliches Amt kann somit ver-

langen, dass seine Bewerbung nur aus Gründen zurückgewiesen wird, die durch

den Leistungsgrundsatz gedeckt sind (Bewerbungsverfahrensanspruch). Dem

wird entsprochen, wenn der Dienstherr die Auswahl/Beförderung ablehnt, weil er

einen anderen Bewerber nach dem Prinzip der Bestenauslese für besser geeig-

net hält. Nur in den seltenen Ausnahmefällen, in denen ein Bewerber eindeutig

am besten geeignet ist, hat dieser einen Anspruch auf Er-folg im Auswahlverfah-

ren. Ansonsten folgt aus einer Verletzung des Bewerbungsverfahrensanspru-

ches ein Anspruch auf erneute Auswahlentscheidung'4

ln Bezug auf die Einschätzung der Eignung eines Beamten für ein Beförderungs-

amt steht dem Dienstherrn grundsätzlich ein weiter Beurteilungsspielraum zu, ge-

genüber dem sich die gerichtliche Nachprüfung darauf zu beschränken hat, ob

der Dienstherr den rechflichen Rahmen und die anzuwendenden Begriffe zutref-

fend gewürdigt, ob er richtige Sachverhaltsannahmen zu Grunde gelegt und ob

er allgemeine Wertmaßstäbe beachtot und sachfremde Erwägungen unterlassen

hat. Dabei bleibt es der Entscheidung des Dienstherrn insbesondere auch über-

lassen, welchen der zur Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung zu rech-

nenden Umständen er das größere Gewicht beimisst. Sofern der Dienstherr

4 Ständige Rechtsprechung des BVeruG; vgl' u'a' Beschlüsse vom27'09'2011 *2 VR 3/11 *'
Rn. 21, irom 25.1d.2011 *"zVR 4/11 *, Rn. 14 f. und vom 20'06.2013 - 2 VR 1/13 -, Rn' 19'

jeweifs'juris sowie Beschlüsse der Kammer vom 02.07,2020 - 2 L 334120 -, fl'V' und vom'

27.04.2017 *2L2612116 -, Rn. 4 f., juris,
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- wie hier - nicht wegen der Besonderheiten des Beförderungsamtes spezielle

Anforderungen an die Eignung der Beamten stellt, ist der im Rahmen der Eig*

nungsprognose gemäß Art. 33 Abs. 2GG gebotene Leistungsvergleich in erster

Linie anhand ihrer aktuellen dienstlichen Beurteilungen vorzunehmen'5

Ob der Bewerbungsverfahrensanspruch eines Beförderungsbewerbers in der

Sache verletzt ist, hängt dabei - wie auch hier - häufig davon ab, ob die der Aus-

wahlentscheidung zu Grunde liegenden dienstlichen Beurteilungen, anhand de-

rer der Bewerbervergleich in erster Linie vorzunehmen ist, rechtmäßig oder feh-

lerhaft sind. Daher erweist sich eine inzidente - nicht nur summarische - Über-

prüfung dieser Beurteilungen in Konkurrentenstreitverfahren prinzipiell als unver-

zichtbar.6

Die Eignung dienstlicher Beurteilungen als Vergleichsgrundlage setzt dabei vor-

aus, dass sie inhaltlich aussagekräftig sind. Hierfür ist erforderlich, dass sie die

diensliche Tätigkeit im maßgeblichen Beurteilungszeitraum vollständig erfassen,

auf zuverlässige Erkenntnisquellen gestützt sind, das zu erwartende Leistungs-

vermögen in Bezug auf das angestrebte Amt auf der Grundlage der im innege-

habten Amt erbrachten Leistungen hinreichend differenziert darstellen, sowie auf

g leichen Bewertungsmaßstä ben beruhen. Verletzungen des Bewerbu ngsverfah-

rensanspruchs des Beamten können sich dabei sowohl daraus ergeben, dass

seine eigene Beurteilung zu seinen Lasten fehlerhaft ist, als auch daraus, dass

die Beurteilung des Konkurrenten zu dessen Gunsten fehlerhaft, also zu gut, ist'

Daneben können auch ältere dienstliche Beurteilungen als zusätzliche Erkennt-

nismittel herangezogen werden.T

Sind Bewerber in ihren aktuellen dienstlichen Beurteilungen mit dem gleichen

Gesamturteil bewertet worden, mu$s der Dienstherr zunächst die Beurteilungen

unter Anlegung gleicher Maßstäbe umfassend inhaltlich auswerten und Differen-

zierungen in der Bewertung einzelner Leistungskriterien oder in der verbalen Ge-

5 Vgl. dazu: BVerwG, Urteil vom 30.06.201 1 -2A 19/10 -, juris, unter Bezugnahme auf die urteile

uoä.t Zt ^02.2003 - Z C 1 G/02 -, juris, und vom 19.12.2002 * 2 C 31 101 -, jurf s,
6 So ausdrücklich auch: öüO ftffqW, Beschluss vom 12.04.23017 * 1 B 226117 -, Rn' 12' juris'

z ständige Rechtsprechung ces BV'envG, siehe etwa Beschluss vom 19'12.2014 *2 VR 1'14 *;

ferner: Ürteil vom 30.06.201 1 '2 C 19/10 -, juris,
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samtwürdigung zur Kenntnis nehmen. Ergibt dieser Vergleich, dass mehrere Be-

werber als im Wesentlichen gleich geeignet einzustufen sind, kann der Dienstherr

auf einzelne Gesichtspunkte abstellen, wobei er deren besondere Bedeutung be-

gründen muss. Die Entscheidung des Dienstherrn, welches Gewicht er den ein-

zelnen Gesichtspunkten für das abschließende Gesamturteil und für die Auswahl

zwischen im Wesentlichen gleich geeigneten Bewerbern beimisst, unterliegt nur

einer eingeschränkten gerichtlichen Nachprüfung. Jedoch muss er die dienstli-

chen Beurteilungen heranziehen, um festzustellen, ob und inwieweit die einzel-

nen Bewerber mit gleichem Gesamturteil diese Anforderungen erfüllen. Weitere

Erkenntnisquellen können nur ergänzend herangezogen werden.B

Nach Maßgabe dieser Grundsätze erweist sich die zu Gunsten der Beigeladenen

getroffene Auswahlentscheidung der Antragsgegnerin aller Voraussicht nach

zum Nachteil der Antragstellerin als rechtsfehlerhaft'

Der streitbefangenen Entscheidung liegen die für die bei der Deutschen Telekom

AG beschäftigten Beamten geltenden Beförderungsrichtlinien vom 01.09.2014 in

der 5. aktualisierten Fassung vom 12.07 .2023 zugrunde, die gemessen an den

dargelegten Grundsätzen rechtlich nicht zu beanstanden sind.e

Diese sehen vor, dass eine Auswahlentscheidung unter Beachtung des Leis-

tungsprinzips (Art" 33 Abs. 2 GG) zu erfolgen hat, wenn - wie hier * die zu ver-

gebenden Beförderungsplanstellen nicht ausreichen, um allen beförderbaren Be-

amten eine planstelle zuzuweisen. Der Bewerbervergleich ist danach zuvörderst

anhand aktueller oder (fiktiver)fortgeschriebener dienstlicher Beurteilungen vor-

zunehmen, Maßgebend ist dabei das Gesamturteil der dienstlichen Beurteilung,

welches in sechs Wertungsstufen von ,,in geringem Maße bewährt" bis ,,heryor-

ragend" reicht. $ofern nach dem Gesamtergebnis eine ausreichende Differenzie-

rung nicht möglich ist, wird in einem zweiten Schritt eine Auswahl anhand der

innerhalb des Gesamturteils erfolgten Ausprägungen (in aufsteigender Reihen-

a Ständige Rechtsprechung des BVerwG, siehe etwa Beschluss vom 19'12'2014 -2 VR 1/14 *'

Rn, 36, iuris; ferner: Urteil vom 30.06.201 1 * 2 C 19/10 -, juris'
n Vgi iür 2. Aktualisierng uor 28.0g.2017 den Beschluss der Kammer vom 13.05.2019 - 2 L

20i5l1| *, ff,V., zur 3. 
-Aktualisierung vom 08'07.2019 den Beschluss der Kammer vom

09.07.2021 * 2 L 1 421 120 * BeckRS 2021, 21152.
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folge) ,,BaSiS", ,,*" oder,,**" durchgeführt. Falls sich im Hinblick auf Eignung, Be-

fähigung und fachliche Leistung weiterhin ein Qualifikationsgleichstand zwischen

den zu betrachtenden Beamten ergibt, sind die Bewertungen der einzelnen Be-

urteilungsmerkmale der Beurteilung zu vergleichen; hierfür werden entsprechend

den möglichen fünf wertungsstufen (in geringem Maße bewährt, teilweise be-

währt, rundum zufriedenstellend, gut und sehr gut) diesen zugeordnete Punkt-

werte von 1 (in geringem Maße bewährt) bis 5 (sehr gut) vergeben, so dass ma-

ximal ein Punktwert von 30 (5 x 6) erreicht werden kann. Erlaubt auch dies keine

Festlegung der Beförderungsrangfolge, ist die vorherige dienstliche Beurteilung

heranzuziehen, sofern für alle in die Betrachtung einzubeziehenden Beamten

eine vergleichbare Beurteilung vorhanden ist (vgl. Ziffer 4a der Beförderungs-

richlinie). Lässt dies alles eine leistungsbezogene Differenzierung nicht zu, sind

naeh Ziffer 4b der Beförderungsrichtlinien als Hilfskriterium zunächst der Zeit-

punkt der letzten Beförderung (sog. Rangdienstalter) und sodann das Lebensal-

ter maßgebend.

ln der streitbefangenen Beförderungsrunde wurden der in Rede stehenden Be-

förderungsliste ,,DTAG*intern-nT" zur Beförderung in ein Amt nach A 8, auf wel-

cher die Antragstellerin geführt wird, 2 Beförderungsplanstellen zugeordnet. Die

betreffende Beförderungsliste umfasst 21 Beförderungsbewerber, so dass eine

Auswahlentscheidung getroffen werden musste. ln dem zuvor beschriebenen

Verfahren wurden die Bewerber daher in der genannten Liste zur Beförderung

gereiht. Dabei kam (in abgestufter Reihenfolge) für eine Beförderung nur in Be-

tracht, wer aktuell im Gesamturteil mindesten$ mit dem Gesamtergebnis ,,Her-

vorragend,, und dem Ausprägungsgrad ,+" beurteilt worden ist.

Die Beigeladene ertüllt diese Anforderung, denn ihr ist in ihrer aktuellen dienstli-

chen Beurteilung das Gesamturteil,,Hervorragend" mit dem Ausprägungsgrad,,+"

zuerkannt werden; sie belegt damit den letzten beförderungswirksamen Rang-

platz2. Die den Rangplatz 3 belegende Antragstellerin erreichte in ihrer aktuellen

Beurteilung die Gesamtbewertung ,,Hervorragend Basis" und erfüllt deshalb nach

dem Ergebnis des von der Antragsgegnerin durchgeführten Auswahlverfahrens

die Voraussetzungen für eine Beförderung nicht.
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Angesichts dessen hat die Antragsgegnerin ihre Auswahlentscheidung zwar an

den Vorgaben ihrer Beförderungsrichtlinie bzw. den dort vorgesehenen Auswahl-

kriterien ausgerichtet. Die Auswahlentscheidung hält der rechtlichen Überprüfung

aber dennoch nicht stand, weil die hierbei zu Grunde gelegte dienstliche Beuftei-

lung der Antragstellerin mangels hinreichend plausibler Begründung des Ge-

samturteils an einem Begründungsdefizit leidet'

Dienstliche Beurteilungen sind veruraltungsgerichtlich nur beschränkt überprüf-

bar. Nur der Dienstherr bzw. der für ihn handelnde jeweilige Vorgesetzte soll nach

dem Sinn der Regelungen über dienstliche Beurteilungen ein persönlichkeitsbe-

dingtes Werturteil darüber abgeben, ob und inwieweit der Beamte den * eben-

falls grundsätzlich vom Dienstherrn zu bestimmenden - zahlreichen fachlichen

und persönlichen Anforderungen seines Amtes und seiner Laufbahn entspricht.

Bei einem derartigen, dem Dienstherrn vorbehaltenen Akt wertender Erkenntnis

steht diesem eine der gesetzlichen Regelung immanente Beurteilungsermächti-

gung zu. Gegenüber dieser hat sich die verwaltungsgerichtliche Rechtmäßig-

keitskontrolle darauf zu beschränken, ob die Verwaltung gegen Verfahrensvor-

schriften verstoßen, den anzuwendenden Begriff oder den gesetzlichen Rahmen,

in dem sie sich frei bewegen kann, verkannt, einen unrichtigen Sachverhalt zu-

grunde gelegt, allgemein gültige Wertmaßstäbe nicht beachtet oder sachfremde

Erwägungen angestellt hat. Soweit der Dienstherr Richtlinien für die Abgabe

dienstlicher Beurteilungen erlassen hat, ist vom Gericht auch zu prüfen, ob diese

- über Art. g Abs. 1 GG den Dienstherrn gegenüber dem Beamten rechtlich bin-

denden - Richtlinien eingehalten sind und ob sie mit den gesetzlichen Regelun-

gen über die dienstliche Beurteilung im einschlägigen Beamtengesetz und der

Laufbahnverordnung wie auch sonst mit gesetzlichen Vorschriften im Einklang

stehen.

Die Beurteilungsrichtlinien der Antragsgegnerin vom 19.12.2013 in der mittler-

weile 16. aktualisierten Fassung vom 24.05,2A25 sehen vor, dass Erst- und

Zweitbeurteiler die Beurteilungen nach näherer Maßgabe der Ziffern 4 bis 6 der

Beurteilungsrichtlinien (im Weiteren: BRL Telekom 2019) i'V.m' deren Beilage 1

(Leitfaden zur Erstellung der dienstlichen Beurteilungen) auf der Grundlage eines

Beurteilungsvorschlags/-entwurfs von Erst- und Zweitberichterstattern erstellen.

Nach Zitfer b BRL Telekom 2019 bzw. $ 2 Abs, 1 des Leitfadens müssen die
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Berichterstatter und Beurteiler auf mündliche und schriftliche Stellungnah-

men/Beurteilungsbeiträge der unmittelbaren Führungskräfte zurückgreifen, wenn

sie sich nicht - und dies entspricht im Bereich der Dienstherrnzuständigkeit der

Deutschen Telekom dem Regelfall - aus eigener Anschauung ein (vollständiges)

Bild von den Leistungen sowie der Befähigung und Eignung der zu beurteilenden

Beamten machen können. Sie ziehen daneben alle anderen geeigneten Erkennt-

nisquellen heran. Bei der Beurteilung der Eignung, Befähigung und fachlichen

Leistung sind die Anforderungen des statusrechtlichen Amtes sowie die konkre-

ten Tätigkeiten (Arbeitsposten) innerhalb des Beurteilungszeitraums anhand der

Kriterien Arbeitsergebnisse, praktische Arbeitsweise, allgemeine Befähigung,

fachliche Kompeten z, soziale Kompetenz, wirtschaftliches Handeln sowie gege-

benenfalls Führungsverhalten zu berücksichtigen (vgl. Ziffer 6 BRL Telekom

201e).

Dabei bewertet / bewerten in einer Stellungnahme zunächst die zuständige Füh-

rungskraft / die zuständigen Führungskräfte diese Merkmale ohne Berücksichti-

gung des Statusamtes anhand einer fünfstufigen Bewertungsskala (in geringem

Maße bewährt - teilweise bewährt * rundum zufriedenstellend - gut - sehr gut)

unter Beachtung des einschlägigen Leitfadens (vgl. Anlage 4, Beilage 3 zu den

BRL Telekom 2019). lm Weiteren ist es die Aufgabe der Berichterstatter und Be-

urteiler, die diensliche Beurteilung zu erstellen. Dabei haben sie die ermittelten

Erkenntnisse für jedes Beurteilungskriterium unter Beachtung des am Beurtei-

lungsstichtag jeweils innegehabten statusrechtlichen Amtes auszuwerten sowie

selbständig gewichtend über die jeweilige Einstufung in die S-stufige Notenskala

zu entscheiden. Dabei dürfen sie von der Einschätzung der Führungskraft abwei-

chen. Die Begründung hierzu ist nachvollziehbar zu dokumontieren (vgl' $ 2 Abs'

3 des Leitfadens zur Erstellung der dienstlichen Beufteilungen). lm Weiteren ist

das Gesamturteil anhand der insoweit geltenden 6er-Skala der Beurteilungsno-

ten (erweitert um die Höchstwertung ,,Hervorragend") zu treffen und innerhalb

jeder so vergebenen Note aufsteigend nach don drei $tufen ,,Basis, ein Kreuz,

zwei Kreuze" weiter zu differenzieren ($ 2 Abs. 4 des Leitfadens für die Erstellung

der dienslichen Beurteilungen), Hierbei soll die Breite der Beurteilungsmöglich-

keiten ausgeschöpft werden. Das gefundene Gesamtergebnis ist (textlich) zu be-

gründen.
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Nach der Rechtsprechung der saarländischen Verwaltungsgerichtsbarkeit unter-

liegt das Beurteilungssystem der Antragsgegnerin keinen grundsätzlichen Be-

denken. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der beschriebenen Kombination

zweier unterschiedlicher Notenskalen in den Stellungnahmen (5er-Skala) einer-

seits und im Rahmen des Gesamturteils (6er-Skala) andererseits'10

lm Falle der Antragstellerin ist mit Blick auf dieses Verfahren die Vergabe des

Gesamturteils ,,Heryorragend" hinsichtlich der Festlegung des niedrigsten Aus-

prägungsgrades ,,Basis" in der aktuellen dienstlichen Beurteilung der Antragstel-

terin vom 29.07 .2025 für den Zeitraum 01 .09.2022 bis 31 .08.2024 nicht plausibet

dargelegt.ll

lm Regelfall bedarf das Gesamturteil der dienstlichen Beurteilung einer geson-

derten Begründung, um erkennbar zu machen, Wie es aus den Einzelbewertun-

gen hergeleitet wird. Gesamturteil und Einzelbewertung müssen in dem Sinne

miteinander übereinstimmen, dass sich das Gesamturteil nachvollziehbar und

plausibel aus den Einzelbewertungen herleiten lässt. Dieses individuelle Begrün-

dungserfordernis für das Gesamturteil rechtfertigt sich aus dessen besonderer

Bedeutung als primär maßgebliche Grundlage für eine spätere Auswahlentschei-

dung.12

Einer - gegebenenfalls kurzen - Begründung bedarf es insbesondere dann,

wenn die Beurteilungsrichtlinien * wie hier * für die Einzelbewertungen einerseits

und für das Gesamtufieil andererseits unterschiedliche Bewertung$skalen vorse-

hen, Denn dann muss erläutert werden, wie sich die unterschiedlichen Bewer-

tungsskalen zueinander verhalten und wie das Gesamturteil auch hinsichtlich des

Ausprägungsgrades aus den Einzelbewertungen gebildet wurde.13

1o Vgl. dazu u.a. die Urteile der Kammer vom22,11.2017 *2K2650116 -, n'v', vom 23'10'2018
*2KgBOl17 -, n.v. sowie den Beschluss der Kammervom 09.07.2021*2L1421120 *, Rn' 23 f"
juris, im Anschiuss an die Rechtsprechung des OVG des Saarlandes in dessen Beschlüssen vom

29.03.2010 -1B211B*, Rn. 11,luris und"vom 30.03.2016 *18249115*, Rn, B, juris, sowie mit

Nachweisen zur gleichlautenden Rechtsprechung anderer Obergerichte'
rr Vgt. ailgemeiniu eegiiinOungspflichtän: gVeiwG, Urteil vom 28.01.2016 *2 A 1114 * sowie

Urteilvom 17.09.2015 -2C27114 -, jeweils juris.
i2 VSt. OVC des Saarlandes, Beschlu'ss vom-31 .01.2020 - 1 B 206/19 -, juris, Tl -1i:^ . -
,3 Vöt. gverwG, Urteile vom 17.09,2 Aß * 2 Q 27114 -, Rn. 36, juris und vom 01 ,03'2018 - 2 A

ßl{7 *, Rn, 42, juris; OVG des Saarlandes, Beschluss vonl 31.01 '2020 - 1 B 206/19 *' Rn' 12'
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Gemessen daran lässt sich zwar insgesamt feststellen, dass die Beurteiler - wie

aus dem Beurteilungstext hervorgeht - den höherwertigen Einsatz der Antrags-

tellerin im maßgeblichen Beurteilungszeitraum (Beschäftigung nach A 9)erkannt

haben, und dem durch eine Anhebung der beurteilungsrelevanten Einzelmerk-

male praktische Arbeitsweise und soziale Kompetenzen, welche in der Stellung-

nahme zur Beurteilung noch jeweils mit ,,gut" bewertet Wurden, auf ,,Sehr gut"

Rechnung getragen haben. Damit wurde die Antragstellerin in der aktuellen Be-

urteilung in allen sechs zu beurteilenden Einzelmerkmalen mit ,,sehr gut" bewer-

tet. lnsgesamt wurde der Antragstellerin, auch in der textlichen Umschreibung

eine Leistung bescheinigt, die das Gesamturteil ,,Hervorragend" trägt'

Woran die Vergabe des niedrigsten Ausprägungsgrades ,,BaSiS" innerhalb der

Notenstufe ,,Hervorragend" orientiert worden ist, lässt sich hingegen nicht nach'

vollziehen. Zwar kann die Antragstellerin aufgrund der Wahrnehmung der höher-

wertigen Tätigkeit für sich nicht automatisch die Vergabe des Gesamtergebnis-

ses,,Hervorragend +" beanspruchen.la

Die Begründung des Gesamturteils muss aber auch hinsichtlich der Festlegung

des AuSprägungsgradeS (,,BaSiS", ,*" Oder ,,++"1 nachvollziehbar Sein' Dabei ist

zu bedenken, dass selbst dem Gesamturteil ,,Hervorragend ++" keine besseren

Einzelleistungen als sechsmal (bzw. bei Bewertung des Einzelkriteriums Füh-

rungsverhalten siebenmal) die Einzelnote ,,$ehr gut" zu Grunde liegen können'

Deshalb bedart e$ in diesem Falle * wie hier * einer plausiblen einzelfallbezoge-

nen Begründung zur Festlegung des Ausprägungsgrades'15

Daran fehlt es vorliegend. Die Begründung des Gesamturteils, in welcher es

hierzu heißt,

juris sowie Boschlüsso der Kammer vom 14.05.2019 * 2 L 1998i 1B -, r.V., vom 0!'!!'2020 - 2

L 1788/19 *, r.l.V., vom 13.04.2021 * 1493120 *, n.v. und vom 14.Q4.2022*2L 1481121 *, n'v'
io vgt. zur notwondigen B"rü;kii.htlgung einer vom zu beurteilenden Beamten gegenüber sei-

nem Statusamt höheruv*ttigen Veri,veriCung etwa: OVG des Saarlandes' Beschluss vom

10,03.2017 * 1 B 324t16 -, iuris, Beschluss äer Kammer vom 27 '04.2017 * 2 L 2612116 *' Rn'

27 f., juris.
irVgi. OVG NRW, Beschtuss vom22.03.2016* 1 B 1459i15-, Rn, 17, juris; indiesem Sinne

auch: OVG des $aarlandes, Beschluss vom 29.03 .2016 * 1 B 2116 *, juris; Be-schluss-der Kam'

mer vom 27 .04.2017 - z t'ialz16 -, Rn. 2g, juris; siehe ferner: BVenrvG, Urteil vom 17 .09 '2015
* 2 c 27114 *' juris 
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,,[n]ach Würdigung aller Erkennfnrsse und unter Berücksichtigung der Höher-

wertigkeit der Funktion sowohlin den Einzelkriterien als auch im Gesamturteil

wird das oben angegebene Gesamtergebnis für fdie Antragstellerin] festge'

setzt.

Bei der Festlegung des Gesamfergebnisses werden alle Einzelmerkmale

gleichmäßig gewichtet. sämttiche Einzelmerkmale werden mit ,sehr gut' be-

werTet. Die Beamtin hat in den Einzelmerkmalen überwiegend heruorzuhe-

benden Leistungen erzielt. Es rsf besonders hervorzuheben, dass die Beam-

tin, gemessen an den Anforderungen ihres Statusamfes und der Bewertung

und Wahrnehmung der Tätigkeit ein ausgeprägtes Pftichtbewusstsein hat,

über umfangreiche Fachkenntnisse verfügt und iederzeit kosfenbewussf

agiert. Daher konnte in einer Gesamtbetrachtung aller Einzelmerkmale und

im Vergleich mit den anderen Beamten der Beurteilungsliste das Gesamtur^

teil,Heruorragend Basis' vergeben werden,"

ist insoweit nicht aussagekräftig bzw. reicht nicht aus, um die vergebene Gesamt-

note hinsichtlich des gewählten Ausprägungsgrades nachvollziehbar zu begrün-

den, zumal sich die Begründung im Wesentlichen in einer Wiederholung von Aus-

zügen aus dem Textteil der Einzelbewertungen erschöpft'

Zudem bleiben diese Ausführungen in der Begründung des Gesamturteils der

aktuellen dienstlichen Beurteilung der Antragstellerin zur Feststellung des Aus-

prägungsgrades abstrakt und damit losgelöst vom konkreten Beurteilungsfall. Sie

beinhalten lediglich die Behauptung, dass das Gesamturteil ,,Hervorragend Ba-

sis" nach Würdigung aller Erkenntnisse und unter Berücksichtigung der Höher-

wertigkeit vergeben worden ist, begründet aber nicht konkret auf den Einzelfall

der Antragstellerin bezogen, warum sie, die in allen Einzelleistungsmerkmalen

mit der Note "sehr gut" bewertet worden ist, im Gesamturteil die Spitzennote

"Hervorragend" mit dem Ausprägungsgrad ,,Basis" (drittbeste Note) und nicht

etwa eine Benotung nach ,,Hervorragend +" (zweitbeste Note) erhalten hat'l6

16 Vgl. Nds. OVG, Beschluss vom 23,06.2022 * 5 ME 43122*, Rn. 5B ff., juris'
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Die Beurteilung erweist sich darüber hinaus auch im Detail als unplausibel, soweit

es heißt

,,Die [Antragstetterin] hat in den Einzelmerkmalen übenuiegend heruorzuhe-

bende Lei stungen erzielt.",

denn dies kann durchaus als schlüssige BegrÜndung dafür gesehen werden,

dass - in Einklang mit der erreichten Stufe der Gesamtnote ,,Hervorragend" - die

Einzelbewertungen allesamt mit der Bestnote ,,sehr gut" gerechtfertigt sind, ohne

erkennbar - mit Blick auf die textlichen Erläuterungen zu den Einzelmerkmalen -
eine Bewertung auch oberhalb der Gesamtnote ,,Hervorragend Basis" auszu-

schließen.

Darüber hinaus wird in der Begründung des Gesamtergebnisses ausgeführt,

dass die

,,Beamtin gernessen an den Anforderungen ihres Sfafusamfes und der Be-

wertung und Wahrnehmung der Tätigkeit ein ausgeprägtes Pflichtbewussf-

sein hat, über umfangrei.che Fachkenntnisse verfüge und iederzeit kosten'

bewussf agiert." [Hervorhebung durch das Gericht],

wohingegen der Antragstellerin bereits in den entsprechenden Einzelmerkmalen

bescheinigt wird, dass diese über,,sehr umfangreiche Fachkenntnisse" verfügt.

Es sind auch keine sonstigen Heilungsmöglichkeiten für das festzustellende Be-

gründungsdefizit ersichtlich. lnsbesondere hält die Kammer es mit Blick auf das

dargelegte Beurteilungssystem der Deutschen Telekom AG schon grundsätzlich

für nahezu ausgeschlossen, dass sich ein bestimmtes Gesamturteil mit einem

bestimmten Ausprägungsgrad wegen der Einheitlichkeit eines Leistungsbildes

* im Sinne einer Ermessensreduzierung auf Null - aufdrängen könnte. Es fehlt

nämlich an abstrakt-generellen Vorgaben dazu, wie die Beurteiler aus den - nach

derfünfstufigen $kala er-folgten - Bewertungen der Einzelleistungsmerkmale das

* nach einer sechs- bzw. achtzehn-stufigen Skala festzusetzende - Gesamturteil

herzuleiten haben. Deshalb bedarf es hierzu regelmäßig einer individuellen, sub-

stantiierten Begründung, die den "Übertragungsvorgang" ausgehend von den
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Umständen des konkreten Einzelfalls nachvollziehbar erläutert. Die Beurteilung

der Antragstellerin stellt insoweit keine Ausnahme dar. Die in dieser Beurteilung

enthaltene Begründung zum Ausprägungsgrad des Gesamturteils genügt daher

den Anforderungen nicht, denn sie ist beliebig und austauschbar, wenn dort aus-

geführt wird, ,,[d]aher konnte in einer Gesamtbetrachtung aller Einzelmerkmale

und im Vergleich mit den anderen Beamten der Beurteilungsliste das Gesamtur-

teil ,Hervorragend Basis' vergeben werden.", SO daSS sie allen drei Ausprägungs-

graden der obersten Gesamturteilstufe,,Hervorragend" beigefügt werden

könnte.17

Aus diesen Gründen stellt die dienstliche Beurteilung der Antragstellerin keine für

die getroffene Auswahlentscheidung verwertbare Grundlage dar, denn leidet die

dienstliche Beurteilung - wie im vorliegenden Fall - an einem Begründungsdefizit

in Form fehlender Plausibilisierung, ist die Antragsgegnerin aus Rechtsgründen

gehindert, dies nach Eröffnung der dienstlichen Beurteilung nachzuholen'18

2.

Nach Einschätzung der Kammer ist nach gegenwärtigem Erkenntnisstand auch

nicht auszuschließen, dass die Antragstellerin die - nicht nur theoretische *

Chance besitzt, auf der Grundlage einer rechtsfehlerfreien dienstlichen Beurtei-

lung vor der Beigeladenen für die Beförderung in ein Amt nach A 8 ausgewählt

zu werden.

Dies ist mit Blick auf das Gebot effektiven Rechtsschutzes aus Art, 19 Abs. 4 GG

für den Erlass einer einstweiligen Anordnung ausreichend' Es garantiert nicht nur

das formelle Recht und die theoretische Möglichkeit, die Gerichte anzurufen, son-

dern auch eine tatsächlich wirksame gerichtliche Kontrolle. Die Anforderungen

an die Glaubhaftmachung eines Anordnungsanspruchs dürfen deshalb nicht

überspannt und nicht über die Darlegung der Fehlerhaftigkeit der Auswahlent-

scheidung und die Möglichkeit einer günstigeren Entscheidung im wiederho-

lungsfalle hinaus ausgedehnt werden. wird das subjektive Recht aus Art. 33 Abs'

2 GGdurch eine fehlerhafte Auswahlentscheidung des Dienstherrn verletzt, folgt

17 Vgl. dazu Nds. OVG, Beschluss vom 23.06,2022 * 5 ME 43122 -, Rtt. 70, juris'
rs Vöt. OVe des $aarlandes, Beschluss vom 31.01 .2020 * 1 B 206/19 -, Rn. 30, juris, m'w'N'
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daraus, dass einstweiliger Rechtsschutz gewährt werden muss, wenn die Aus-

sichten des unterlegenen Beamten, beim zweiten Mal ausgewählt zu werden,

offen sind, d.h. wenn seine Auswahl möglich erscheint.le

Eine solche realistische Beförderungschance der Antragstellerin sieht die Kam-

mer hier bezÜglich der Beigeladenen als gegeben an.

Die Beigeladene ist mit der NOte ,,Hervorragend", Ausprägung u*" und damit le-

diglich um eine Binnen-Notenstufe besser als die Antragstellerin beurteilt und

deshalb zur Beförderung ausgewählt worden. Es ist daher nicht anzunehmen,

dass für die Antragstellerin, die wie die Beigeladene auf einem gegenüber ihrem

Statusamt um zwei Stufen höherwertigen Dienstposten nach A I beschäftigt ist,

keinerlei realistische Chance besteht, bei einer ermessensfehlerfreien Neubeur-

teilung vor dieser zumZuge zu kommen. Denn jedenfalls ist es nach dem Vor-

stehenden nicht ausgeschlossen, dass die Antragstellerin im Zuge der Neubeur-

teilung zumindest ebenfalls mit der Note ,,Hervorragend", Ausprägungsgrad ,,+"

beurteilt wird.

Nichts anderes ergibt sich aus der jüngsten Stellungnahme der Antragsgegnerin

vom 1 8.01.202520, wonach der der Beurteilung der Antragstellerin zugrunde lie-

gende Beurteilungsbeitrag der zuständigen Führungskrattzwar viermal die Note

,,sehr gut" aufweise, die in diesen Einzelmerkmalen verwendeten Formulierungen

aber eher der Notenstufe ,,gut" zuzuordnen sein dürften und sich aus der Lei$'

tungseinschätzung der Führungskraft bei der Beigeladenen ein durch die An-

tragstellerin nicht einholbarer Leistungsvorsprung ergebe. Zwar ist der Antrags-

gegnerin zuzugeben, dass die textlichen Ausführungen der unmittelbaren Füh'

rungskraft in der der Beurteilung zugrundeliegenden Stellungnahme betreffend

die Beurteilung der Beigeladenen tendenziell besser ausgefallen sein dürften, als

die der Antragstellerin. Diese Tendenz ist aber mit Blick auf die nur um eine

1eVgl. BVorfG, Beschlüsse vom24.A9.2002*zBvR 857/02-, Rn, 10 ff' und vom 04'02'2016*2
avdzZzens-, Rn. B3 ff,, jeweits juris; so auch die ständige RechtsprechYng-d9r.[qT.mer etwa

mitBeschtüssen vom 08.06.2020 *ZtflAett9-, n.v. und vom 13.04.2021*2L1433120 *, n.v.

und des OVG des Saarlandes etwa mit Beschluss vom 31 ,01.202A - 1 B 206/19 *, Rn. 32, juris'

20 Eingegangen bei Gericht am 19.01,2025'
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Binnen-Notenstufe im Gesamturteil besser ausgefallene Beurteilung der Beige-

ladenen nicht so offenkundig, dass von vornherein von einer Chancenlosigkeit

der Antragstellerin bei einer erneuten Auswahlentscheidung ausgegangen wer-

den kann. Dabei ist zu berücksichtigten, dass auch die unmittelbare Führungs-

kraft in ihrer Stellungnahme zur Beurteilung der Antragstellerin die entsprechen-

den textlichen Ausführungen als hinreichend ansah, um anhand dieser die jewei-

ligen Einzelbewertungen ,,Sehr gut" zu vergeben, wobei diese Bewertungen auch

von der Antragsgegnerin in der dienstlichen Beurteilung der Antragstellerin ohne

Anderungen übernommen wurden. lm Hinblick auf den dem Dienstherrn bei der

dienslichen Beurteilung zustehenden Beurteilungsspielraum ist es dabei auch

nicht Aufgabe des Gerichts, eine weitergehende eigene Prognose der Erfolgs-

aussichten der Neubeurteilung der Antragstellerin im Vergleich mit der ausge-

wählten Beigeladenen vorzunehmen'21

unter den gegebenen umständen liegt es somit im Bereich des Möglichen bzw.

ist es offen, dass/ob die Antragstellerin bei einer erneuten Auswahlentscheidung

unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts der Beigeladenen

vorzuziehen wäre, was nach dem oben Gesagten hinreichend ist, um durch den

Erlass der begehrten einstweiligen Anordnung den Bewerbungsverfahrensan-

spruch der Antragstellerin zu sichern'

1il.

Soweit die Kammer in den Tenor antragsgemäß einen ZusaLz hinsichtlich der

Wartefrist22 im Falle der Durchführung einer zum Nachteil der Antragstellerin aus-

gehenden erneuten Auswahlentscheidung aufgenommen hat, ist ein solcher ver-

fahrensbezogener Ausspruch in der saarländischen Venrualtungsrechtsprechung

zwar unüblich, aber auch unschädlich, zumal die Antragsgegnerin nach den in

der Rechtsprechung aufgestellten Grundsätzen im Rahmen der Gewährleistung

eines fairen Verfahrens ohnehin gehalten ist, diese Frist zu beachten und der

21 Vgl, OVG des Saarlandes, Beschluss vom 27.02.2018 * 1 B 809/17 *, Rn, 16 ff", juris.

22 vöt. Nds. OVG, Beschluss vom 23'06,2022* 5 ME 43122*, juris'
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Tenor insoweit trotz grundsätzlicher Bindungswirkung keinen vollstreckbaren ln-

halt enthä|t.23

Die Kostenentscheidung des erfolgreichen Antrags ergibt sich aus S 154 Abs' 1

VwGO

Der Beigeladenen sind, da sie keinen Antrag gestellt hat und damit auch kein

Kostenrisiko eingegangen ist, weder Kosten aufzuerlegen noch sind ihre außer-

gerichtlichen Kosten für erstattungsfähig zu erklären (SS 154 Abs' 3, 162 Abs' 3

VwGO).

Rechtsmittelbeleh ru nq

I

23 Vgl. OVG des Saarlandes, Beschluss vom 20,09.2017 * 1 8 722117 -, Rn' 4 ff' und '13 ff" juris'
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